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 öffentliche N I E D E R S C H R I F T 

VERTEILER: 
 
 

Körperschaft : Stadt Norderstedt 

Gremium : Umweltausschuss, UA/008/ XI 

Sitzung am : 18.06.2014 

Sitzungsort : Sitzungsraum 1 Rathausallee 50, 22846 Norderstedt 

Sitzungsbeginn : 18:30 Sitzungsende : 19:33 

 

Öffentliche Sitzung 
Es folgte eine nichtöffentliche Sitzung 

 
 

Das Ergebnis der Beratung ergibt sich aus den Anlagen, die Bestandteil dieser Niederschrift 
sind. 
 

Genehmigt und wie folgt unterschrieben:  

Vorsitzende/r : gez. 

 

Joachim Brunkhorst 

Schriftführer/in : gez.  

 

Nora Kliemek 
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T E I L N E H M E R V E R Z E I C H N I S 

Körperschaft : Stadt Norderstedt 

Gremium : Umweltausschuss 

Sitzungsdatum : 18.06.2014 

 
 

Sitzungsteilnehmer 
 
Vorsitz  

 Herr Joachim Brunkhorst  
 

Teilnehmer  

 Herr Wolfgang Ahlers-Hoops  
 Herr Wilfried Büchner  
 Herr René Bülow  
 Frau Annemarie Ebert  
 Herr Hans-Günther Eßler  
 Frau Dagmar Feddern Vertreterin für Herrn Goetzke 
 Frau Ariane Last  
 Herr Gert Leiteritz Vertreter für Frau Wedell 
 Herr Gerhard Nothhaft Vertreter für Frau Heyer 
 Herr Wolfgang Platten  
 Herr Dr. Norbert Pranzas Vertreter für Herrn Möller 
 Herr Bodo von Appen  
 Herr Friedhelm Voß  
 

Verwaltung  

 Herr Herbert Brüning Amt 15, Amtsleiter 
 Frau Nora Kliemek Protokoll 
 Herr Mario Kröska FB 604, Fachbereichsleiter 
 Frau Stephanie Remstedt Amt 15 
 Herr Martin Sandhof Amt 70, Amtsleiter 
 

sonstige  

 Herr Hans-Joachim Haessler Seniorenbeirat 
 Herr Marc-Christopher Muckelberg Stadtvertreter 
 
Entschuldigt fehlten 

Teilnehmer  

 Herr Peter Goetzke  
 Frau Gabriele Heyer  
 Herr Rolf Möller  
 Frau Ursula Wedell  
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V E R Z E I C H N I S   D E R 
T A G E S O R D N U N G S P U N K T E 

 
 

Körperschaft : Stadt Norderstedt 

Gremium : Umweltausschuss 

Sitzungsdatum : 18.06.2014 

 

 

Öffentliche Sitzung 

TOP 1 :  
Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 
TOP 2 :  
Beratung und Beschlussfassung zur Tagesordnung sowie Entscheidung über die 
Nichtöffentlichkeit einzelner Tagesordnungspunkte 
 
TOP 3 :  
Beschlüsse aus nichtöffentlicher Sitzung vom 21.05.2014 
 
TOP 4 :  
Einwohnerfragestunde, Teil 1 
 
TOP 5 : B 14/0265 
Pfandringe für mehr Menschenwürde - Pilotbetrieb- Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN 
 
TOP 6 : M 14/0266 
Anhörung zum Nachhaltigkeitscheck - Erhebung getrennter Schmutz - und 
Niederschlagswassergebühren - Antrag der CDU-Fraktion 
 
TOP 7 :  
Einwohnerfragestunde, Teil 2 
 
TOP 8 :  
Berichte und Anfragen - öffentlich 
 
TOP 8.1 : M 14/0233 
Erhebung einer Niederschlagswassergebühr; Sitzung des Umweltausschusses am 
19.03.2014 
hier: Ergebnis des Prüfauftrages (Antrag der Fraktion "Die Linke" A 14/0101) 
 
TOP 8.2 : M 14/0277 
Bericht über die Baumschenkungsaktion 2014 
 
TOP 8.3 : M 14/0281 
Wanderwegeprojekt der Aktivregion Alsterland 
hier: Beteiligung der Stadt Norderstedt (Wanderrunde zwischen den Mooren) 
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TOP 8.4 : M 14/0263 
Bericht des Betriebsbeauftragten für Abfall gemäß § 60 Kreislaufwirtschaftsgesetz für 
das Jahr 2013 
 
TOP 8.5 : M 14/0287 
Überarbeitung von Parkwegen in Grünanlagen im Zuge des Ausbaues und 
Ertüchtigung des Radverkehrsnetzes 
 
Hier: Wegearbeiten im Grünzug Finkenried 
 
TOP 8.6 : M 14/0293 
Fahrzeugbestand des Betriebsamtes; Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen am 
21.05.2014 
 
  
Die nachfolgenden Tagesordnungspunkte werden nach Maßgabe der 
Beschlussfassung durch den Ausschuss voraussichtlich nicht öffentlich beraten. 
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T A G E S O R D N U N G S P U N K T E 

 
 

Körperschaft : Stadt Norderstedt 

Gremium : Umweltausschuss 

Sitzungsdatum : 18.06.2014 

 
 

Öffentliche Sitzung 

TOP 1:  
Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 
Der Vorsitzende Herr Brunkhorst begrüßt die Anwesenden und eröffnet die Sitzung um 18:30 
Uhr. Er stellt die form- und fristgerechte Ladung fest sowie die Beschlussfähigkeit mit 14 
Mitgliedern. 
 
 
TOP 2:  
Beratung und Beschlussfassung zur Tagesordnung sowie Entscheidung über die 
Nichtöffentlichkeit einzelner Tagesordnungspunkte 
 
Der Vorsitzende Herr Brunkhorst lässt über die Nichtöffentlichkeit der angemeldeten 
Tagesordnungspunkte der Sitzung „en bloc“ abstimmen. 
 
Die Nichtöffentlichkeit der Tagesordnungspunkte wird einstimmig beschlossen. 
 
Die Tagesordnung wird ohne Änderungen einstimmig beschlossen. 
 
Abstimmung: 
 
14 Ja-Stimmen. Einstimmig angenommen. 
 
 
TOP 3:  
Beschlüsse aus nichtöffentlicher Sitzung vom 21.05.2014 
 
Der Vorsitzende Herr Brunkhorst berichtet zu den im nichtöffentlichen Teil der Mai-Sitzung 
beschlossenen Tagesordnungspunkten. 
 
 
TOP 4:  
Einwohnerfragestunde, Teil 1 
 
Es werden keine Fragen gestellt. 
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TOP 5: B 14/0265 
Pfandringe für mehr Menschenwürde - Pilotbetrieb- Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN 
 
Herr Muckelberg nimmt Stellung zum Antrag seiner Fraktion. 
Es schließt sich eine Diskussion der Ausschussmitglieder an. 
Herr Brunkhorst stellt den Antrag zur Abstimmung. 
 
 
Beschluss: 
 
Die Verwaltung wird aufgefordert, im Rahmen eines Pilotprojekts, an den Standorten 
„Busbahnhof Norderstedt Mitte“ und „Busbahnhof Garstedt“ Pfandringe in angemessener 
Zahl an den öffentlichen Abfallbehältern zu montieren. 
Der Pilotbetrieb wird zunächst auf ein Jahr begrenzt und evaluiert. 
 
 
Abstimmung: 
 
6 Ja-Stimmen 
7 Nein-Stimmen 
1 Enthaltung 
 
Der Antrag ist somit mehrheitlich abgelehnt. 
 
 
TOP 6: M 14/0266 
Anhörung zum Nachhaltigkeitscheck - Erhebung getrennter Schmutz - und 
Niederschlagswassergebühren - Antrag der CDU-Fraktion 
 
Sachverhalt 
 
Herr Brunkhorst leitet in das Thema ein und begrüßt zu diesem Tagesordnungspunkt Herrn 
Kröska. 
 
Es schließt sich eine Diskussion der Ausschussmitglieder an. 
Herr Brüning beantwortet die Fragen der Ausschussmitglieder direkt. 
 
Herr Kröska führt das Thema aus Sicht der Verwaltung aus und weist darauf hin, dass eine 
Mitteilungsvorlage dazu zu Protokoll gegeben wird. 
Er bietet an, die Fraktionen bei Bedarf zu diesem Thema zu beraten. 
 
 
 
 
TOP 7:  
Einwohnerfragestunde, Teil 2 
 
Es werden keine Fragen gestellt. 
 
 
TOP 8:  
Berichte und Anfragen - öffentlich 
 
Herr Brüning gibt die folgenden Mitteilungsvorlagen zu Protokoll. 
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TOP 8.1: M 14/0233 
Erhebung einer Niederschlagswassergebühr; Sitzung des Umweltausschusses am 
19.03.2014 
hier: Ergebnis des Prüfauftrages (Antrag der Fraktion "Die Linke" A 14/0101) 
 
Grundsätzliches:  
 
Zunächst muss noch einmal eindeutig klargestellt werden, dass es sich bei der Einführung 
einer Niederschlagswassergebühr um eine zusätzliche Gebühr handelt. 
 
Die erstmalige Herstellung der Anlagen zur Regenwasserbeseitigung wird teilweise durch 
Erschließungs- oder Ausbaubeiträge refinanziert. Diese Vorgehensweise wird seit Jahren 
vergleichbar bei der Herstellung von Straßen, Schmutzwasserkanalisationen, Wegen, 
Plätzen und Beleuchtungseinrichtungen angewendet.  
 
Gleichwohl werden die Folgekosten (Bewirtschaftung und Unterhaltung) für die bestehenden 
Regenwasserbeseitigungsanlagen allein durch Steuermittel der Stadt Norderstedt getragen. 
Insofern finanziert sich diese öffentliche Aufgabenerfüllung nach dem Solidarprinzip, weil der 
überwiegende Anteil der Bevölkerung Steuern abgibt. Diese Tatsache gilt analog z. B. für die 
laufende Unterhaltung und Bewirtschaftung aller öffentlichen Verkehrs- und 
Beleuchtungseinrichtungen oder auch die Straßenreinigung/Winterdienst. 
 
Für bestimmte Unterhaltungsaufgaben besteht die Möglichkeit einer zusätzlichen 
Einnahmequelle in Form einer Gebührenerhebung. Dazu gehören u. a. die 
Schmutzwassergebühr, die Regenwassergebühr oder auch eine Gebühr für 
Straßenreinigung und Winterdienst. 
 
 
Regenwassergebühr (Kosten / Nutzen): 
 
Wie bereits im Zuge der Schmutzwasserbeseitigung seit Jahren praktiziert, wäre eine neue 
zusätzliche Regenwassergebührenerhebung rechtlich möglich. Diese könnte von privaten 
Gewerbeeinrichtungen oder privaten Haushalten abgefordert werden, die ihr gesamtes oder 
anteiliges Regenwasser in das öffentliche Regenwasserkanalnetz einleiten und somit nicht 
zur Versickerung bringen. 
 
Die Gebührenerhebung könnte nur auf Basis einer – zunächst in der hauptamtlichen 
Verwaltung erarbeiteten und anschließend von den politischen Entscheidungsträgern 
beschlossenen – Satzung erfolgen. 
 
Die Kosten für die Grundlagenermittlung (Erstellung der Satzung und der Gebührensatzung, 
Luftbildauswertung, Aktenrecherche, ggf. Einrichtung einer „Hotline“) wurden bereits in der 
Vorlage M 14/0059 vom 19.02.2014 auf ca. 80.000,00 Euro geschätzt. Für die 
Grundlagenermittlung und Betreuung der Bürger wären für einen Zeitraum von 2 - 3 Jahren 
außerdem ca. 1,5 bis 2 zusätzliche Stellen erforderlich, da diese zusätzliche Aufgabe mit 
vorhandenem Personal nicht zu leisten ist. 
 
Eine Gegenüberstellung der zu erwartenden Kosten und der möglichen Einnahmen kann 
nicht erfolgen, da die laufenden (Verwaltungs-)Kosten für die Gebührenerhebung in die 
Gebührenkalkulation einfließen würden. Dazu zählen ggf. zusätzliches Personal oder auch 
die Kosten für die Erstellung der Gebührenbescheide (zum Vgl.: 100.000,00 Euro bei den 
Abwassergebühren). 
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Gemäß dem aktuellen Haushaltsplan belaufen sich die jährlichen Kosten (Personal, 
Unterhaltung und Bewirtschaftung sowie Abschreibung und Verzinsung) auf ca. 1 Mio. Euro. 
Die möglichen Einnahmen werden auf ca. 40 % der laufenden Kosten - somit 400 Tsd. Euro - 
geschätzt. Da 50 – 60 % der angeschlossenen Flächen Straßen, Plätze und öffentliche 
Einrichtungen sind, dürfen diese Kosten bei der Gebührenkalkulation selbstverständlich nicht 
berücksichtigt werden. 
 
Überschläglich ergäbe sich auf Grund dieser Daten ein Gebührensatz von jährlich etwa 15 – 
30 Cent/m² angeschlossener Fläche. Bei einem durchschnittlichen Reihenhausgrundstück 
von ca. 150 m² wären etwa 60 – 70 m² Fläche zu berücksichtigen. Dies ergäbe somit eine 
Jahresgebühr zwischen 9,00 und 21,00 Euro! 
 
 
Mögliche Auswirkungen: 
 
Es ist nicht zu erwarten, dass die Einführung einer Regenwassergebühr zur Verringerung der 
privaten versiegelten Flächen beiträgt. Es wird wohl kaum einer der immer wieder 
angesprochenen Discounter seine Parkplätze entsiegeln und bepflanzen. Auch 
Gewerbebetriebe werden kaum ihre Mitarbeiterparkplätze oder Betriebsflächen entsiegeln 
und bepflanzen. Die Vorgaben der Landesbauordnung (z. B. Stellplatzschlüssel oder 
landschaftspflegerischer Ausgleich) regeln zum einen rechtssicher und einheitlich die 
bauliche Ausnutzung von Grundstücken. Zielunterstützend hierzu wirken die Vorgaben und 
Festsetzungen der städtischen Bebauungspläne. Zum anderen spielt bei der Bemessung 
einer Gebühr für die Regenwassereinleitung nicht die versiegelte Fläche eine entscheidende 
Rolle, sondern die an die Regenwasserkanalisation angeschlossene Fläche. 
 
So müsste z. B. ein Discounter der komplett sein Regenwasser zur Versickerung bringt keine 
Gebühren für die versiegelten Dach- und Parkplatzflächen zahlen, da das dort anfallende 
Regenwasser zur Versickerung gebracht wird. 
 
Auch in Gewerbegebieten, z. B. Nordport, wird zumindest das unverschmutzte 
Dachflächenwasser zur Versickerung gebracht. 
 
Seit Jahren werden die privaten Bauherren bereits im Zuge der Bauantragsstellung zu einem 
sensiblen Umgang mit der Ableitung ihres anfallenden Regenwassers gezwungen, da die 
Grundsatzvorgabe der Stadt lautet: Regenwasser auf dem Grundstück zur Versickerung zu 
bringen. Da nur in begründeten Ausnahmefällen ein Anschluss an das vorhandene 
Regenwassersiel der Stadt Norderstedt genehmigungsfähig ist und auch dann häufig nur ein 
Anteil des Regenwassers eingeleitet werden darf, sorgen die privaten Bauherren stets dafür, 
geeignete Versickerungsanlagen im Zuge der Umsetzung einzuplanen. 
 
Aus diesen Gründen ist das Kanalnetz bereits jetzt vorwiegend auf den Abfluss von 
Verkehrsflächen ausgelegt. Daher ist auch die scheinbar plausible Annahme, dass durch die 
Reduzierung der abflusswirksamen Flächen die Kosten für Kanalnetz und Regenrückhaltung 
langfristig sinken, nicht haltbar. 
 
Außerdem würden sich die Nebenkosten bei Mietwohnungen erhöhen, da die Gebühren auf 
die Mieter umgelegt werden. 
 
 
Fazit: 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Einführung einer Regenwassergebühr der 
Haushaltskonsolidierung nutzen würde (hier in einer Größenordnung von ca. 400.000 €/a). 
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Aus Sicht der Bürger dürfte die Regenwassergebühr eher als bürokratisches „abkassieren“ 
angesehen werden. Es ist fragwürdig, ob ein Kostendruck zwischen 9 € und 21 €/a 
nachhaltig Verhaltensänderungen bewirken. 
 
Da diese Gebühr nur von einem Teil der Grundstückseigentümer/-innen, die ihr Regenwasser 
nicht auf den eigenen Grundflächen zur Versickerung bringen oder bringen können gezahlt 
werden müsste, unterliegen diese einem partiellen Anschlusszwang. Geschätzt sind dies nur 
10 % der Haushalte. Auf z. B. Altablagerungsflächen ist eine Versickerung ausgeschlossen. 
Dieser Teil der Haushalte muss zwangsweise Regenwassergebühren entrichten. 
 
Diese Tatsache unterscheidet die mögliche Regenwassergebühr deutlich von der 
bestehenden Schmutzwassergebühr, da nahezu alle Haushalte und Betriebe in der Stadt 
Norderstedt Abwasser erzeugen. 
Aus diesem Grund wäre eine Reaktion auf zusätzliche Regenwassergebühren die 
ablehnende Haltung betroffener Bürger/-innen mit entsprechenden Beschwerde- und 
Unmutsbekundungen, da niemand weniger, aber einige mehr zahlen müssten. 
 
In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass z. B. für die Straßenreinigung oder für den 
Winterdienst auf Radwegen bis heute keine Gebühren erhoben werden, obgleich auch dieses 
rechtlich möglich wäre. Obwohl wesentlich mehr Bürger/-innen von diesen städtischen 
Aufgabenerfüllungen Vorteile erhalten, erfolgt die Leistung bisher ohne eine Abgabe. 
 
Die Frage einer möglichen Gebührenerhebung hat keinen Einfluss auf die Art und den 
Umfang der bisherigen technischen Aufgabenerfüllung im Bereich der 
Regenwasserbeseitigung.  
 
Die Erhebung der Regenwassergebühr erhöht insgesamt die bereits bestehenden 
Verwaltungskosten. Diese Erhöhung und die bestehenden Verwaltungskosten müssen an 
den Gebührenzahler weitergegeben werden. 
 
Da allerdings 50 – 60 % der angeschlossenen Flächen „öffentliche“ Flächen sind, kann nur 
ein Teil der erhöhten Verwaltungskosten auf den privaten Gebührenzahler umgelegt werden. 
 
Für den städtischen Haushalt ergeben sich dadurch zusätzliche Einnahmen. Diese stehen 
aus Sicht der hauptamtlichen Verwaltung in keinem angemessenen Verhältnis zum Aufwand. 
 
 
TOP 8.2: M 14/0277 
Bericht über die Baumschenkungsaktion 2014 
 
Im Frühjahr 2014 wurde die dritte Baumschenkungsaktion in Norderstedt seit 2012 durch-
geführt. 
 
Um einen Baum konnten sich wieder alle  

 Eigentümerinnen und Eigentümer von Wohngrundstücken in Norderstedt oder auch  

 Mieterinnen und Mieter von Wohngrundstücken mit Zustimmung der jeweiligen 
Grundstückseigentümer/-innen  

bewerben. Voraussetzung ist, dass sie einen Baum auf ihrem Grundstück pflanzen und 
dauerhaft wachsen lassen wollen. Die Aktion wurde in der örtlichen Presse, bei NOA 4 und 
im NDR Rundfunk bekannt gemacht.  
 
Die Wünsche aller Bewerberinnen und Bewerber konnten berücksichtigt werden. Die Aus-
gabe der Bäume erfolgte bei am Freitagnachmittag und Sonnabendvormittag, dem 04. und 
05. April 2014 auf dem städtischen Bauhofs des Betriebsamtes. Zusammen mit dem Baum 
erhielten alle Interessierten einen Baumpfahl und einen Kokosstrick. Fast alle Bäume wurden 
an den beiden Aktionstagen abgeholt. Die restlichen Bäume konnten innerhalb einer weiteren 
Woche ihren Empfängern übergeben werden. 
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Die Resonanz der Empfänger/-innen bei der Abholung der Bäume war wie in den Vorjahren 
durchgehend positiv. Trotz der nassen und kühlen Witterung war die Stimmung aller 
Beteiligten während der Ausgabe der Bäume sehr gut. Die Baumschenkungsaktion wurde 
besonders von vielen neu in Norderstedt lebenden Menschen gelobt. Während der Ausgabe 
der Bäume und zusätzlich in einigen Mails haben sich viele Personen über die nette Aktion 
und die freundlichen und hilfsbereiten Mitarbeiter der Stadt bedankt, die mit vereinten Kräften 
die Solitärbäume in den unterschiedlichsten Transportmitteln verstaut haben. Ein Teil der 
Empfänger/-innen hat zwischenzeitlich Fotos der in ihren Gärten gepflanzten Bäume an das 
Team Natur und Landschaft geschickt. 
 
Sechs Obstbäume wurden in diesem Jahr zudem am Rand der Asylbewerberunterkünfte an 
der Lawaetzstraße in einer gemeinsamen Aktion des Forums für Migrantinnen und Migranten 
Norderstedt mit Bewohnerinnen und Bewohnern der Unterkünfte an der Lawaetzstraße 
gepflanzt. Mit dieser Aktion wollten die Beteiligten den Gedanken des Klimaschutzes und der 
Biodiversität aufgreifen und im Rahmen einer feierlichen Gemeinschaftsaktion die 
Bewohner/-innen der Unterkünfte entsprechend einbinden. Sie sollten motiviert werden durch 
Pflege-, Rückschnitt- und Ernte-Aktionen die Verantwortung nicht nur für die Bäume sondern 
letztlich auch für das Umfeld ihrer Unterkunft zu übernehmen. 
 
Für die Jahre 2014 und 2015 sind im Haushalt jeweils 15.000 € für die Baumschenkungs-
aktion bereitgestellt worden. Wie viele Laubbäume und hochstämmige Obstbäume während 
der bisherigen Aktionen verteilt wurden und wieviel die Aktion gekostet hat, ist der folgenden 
Übersicht zu entnehmen.  
 
Ergebnis der Baumschenkungsaktionen 2012-2014 
 

Jahr 
Anzahl von 

Laubbäumen 
Anzahl von Obst-

bäumen (Hochstamm) 
Summe der ver-

schenkten Bäume 
Kosten der 

Aktion 

2012 70 121 191 13.500,00 € 

2013 39 145 184 12.270,70 € 

2014 66 136 202 13.532,37 € 

Summe 175 402 577 39.303,07 € 

 
 
 
TOP 8.3: M 14/0281 
Wanderwegeprojekt der Aktivregion Alsterland 
hier: Beteiligung der Stadt Norderstedt (Wanderrunde zwischen den Mooren) 
 
Mit der Vorstellung des Norderstedter Themenrundwegekonzeptes am 14.09.2009 im 
Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr wurde auch erstmalig die Beteiligung der Stadt 
Norderstedt am geplanten integrierten Wegesystem der AktivRegion Alsterland erläutert (s. B 
09/0446). Aus dieser Arbeit ist u. a. ein Projekt zur Ausweisung und Aufwertung eines 
Wanderwegenetzes von mittlerweile insgesamt zehn Wanderrundwegen im Westen der 
AktivRegion entstanden, das in diesem Jahr abgeschlossen werden muss (s. Anlage 1).  
 
Sechs Gemeinden (Henstedt-Ulzburg, Itzstedt, Kisdorf, Tangstedt, Wakendorf II und 
Winsen), die Stadt Norderstedt und der Bezirk Hamburg-Wandsbek entwickeln gemeinsam 
eine einheitliche Wegweisung, Rastangebote, Informationstafeln und eine Wanderkarte, um 
im Norden der Metropolregion Hamburg ein hochwertiges Wanderwegeangebot aus Halb- 
und Ganztagsrouten zu initiieren. Mit einem Budget von rund 120.000 Euro können 
insgesamt knapp 100 Kilometer an abwechslungsreichen Wanderwegen durch besondere 
Naturräume wie, zum Beispiel die obere und mittlere Alsterniederung, den alten Forst Ender, 
entlang des Glas-, Witt-, Schlappen- oder auch des Nienwohlder Moors angeboten werden. 
Die Bewertung durch das Fachbüro Erdmann ergab eine hohe Attraktivität für die 
ausgewählten Wanderrunden. Das Amt Kisdorf hat die Projektträgerschaft übernommen. Der 
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Wanderverband Norddeutschland, die Försterei Tangstedt und der NABU unterstützen das 
Vorhaben.  
 
Das Projekt erhält EU-Fördermittel und Förderung aus der Metropolregion HH, so dass etwa 
70 % der Gesamtkosten durch Fördermittel gedeckt sind. 
 
 
Zur Wanderrunde zwischen den Mooren: 
 
Die neu auszuweisende Wanderrunde zwischen den Mooren verläuft größtenteils über 
Norderstedter Gebiet. Sie ist rund 9 km lang und führt entlang des Glasmoores auf einem 
Teilstück des Rundwegs im Alsterland, quert die Segeberger Chaussee in Höhe 
Hasenmoorweg, umläuft und durchquert das Wittmoor und schließt im Tangstedter Forst 
wieder an den Rundweg im Alsterland an (s. Anlage 2). Im Zuge der Umsetzung sollen neben 
der Beschilderung und Aufstellung von Sitzbänken zwei Infotafeln mit einer Übersicht der 
Wegetrasse und Hintergründen zu kulturellen Attraktionen und Natur- und 
Artenschutzthemen errichtet werden. Die Stadt Norderstedt ist dafür mit einem Anteil von 
rund 5.500 Euro an den Gesamtkosten beteiligt (Eigenanteil). 
 
 
Zur AktivRegion Alsterland: 
 
Die Stadt Norderstedt ist mit einem Teil ihres Stadtgebietes seit Gründung im Jahr 2008 
Mitglied in der AktivRegion Alsterland. Die AktivRegion Alsterland ist offiziell anerkannt und 
damit berechtigt, europäische Finanzmittel zur Förderung des ländlich geprägten Raumes in 
Anspruch zu nehmen. Zu ihr gehören Gemeinden und Städte aus den Kreisen Stormarn und 
Segeberg. Der Beschluss des AfSuV vom 06.03.2008 zur Beteiligung der Stadt Norderstedt 
an der AktivRegion Alsterland läuft mit dieser Förderperiode Ende des Jahres 2014 allerdings 
aus. 
 
Die Stadt Norderstedt konnte bisher intensiv von der Partnerschaft / dem Netzwerk der 
beteiligten Gemeinden in der AktivRegion Alsterland profitieren. Für die Umsetzung der 
Rundwege in der Tarpenbek-Niederung und im Alsterland hat die Stadt Norderstedt eine 
finanzielle Förderung von insgesamt etwa 40.000 Euro erhalten. Auch die Ausbildung für die 
Natur- und Landschaftsführer/-innen wurde von der AktivRegion bezuschusst. Der 
interkulturelle Garten im Stadtpark wird ebenfalls eine Förderung erhalten etc. Durch die 
Umsetzung des Wanderwegekonzeptes der AktivRegion Alsterland wird u. a. auch die 
(politisch gewünschte) Erweiterung der Norderstedter Themenrundwege bis zur 
Alsterniederung in Tangstedt und Henstedt-Ulzburg ermöglicht. Weitere Projekte, wie z. B. 
ein gemeinsames Reitwege- und Fahrradwegenetz sind in Vorbereitung. 
 
Mit den neuen Anforderungen des Landes für die nächste Förderperiode der AktivRegion 
Alsterland wird die Stadt Norderstedt nicht mehr zu den Mitgliedern gehören, die eine 
finanzielle Förderung erhalten können (Kommunen über 35.000 Einwohner gehören nicht 
mehr zum ländlichen Raum, Städte dürfen nicht mehr mit einem Teilgebiet aufgenommen 
werden).  
 
 
Zu den Aktionstagen Nachhaltigkeit: Erlebnisführung auf neuer Wanderrunde zwischen den 
Mooren  
 
Am Freitag, 27.06.2014, bietet die Stadt Norderstedt eine kostenlose Erlebnisführung mit der 
Natur- und Landschaftsführerin Marlene Dinzen auf einem Teilstück dieser (neu) 
entstehenden Wanderrunde zwischen den Mooren an. Die Tour beginnt um 16:00 Uhr und 
dauert annähernd zwei Stunden. Sie führt zu wenig bekannten Orten im Glas- und Wittmoor 
sowie in den Tangstedter Forst.  
 



12 

12 
 
 

 

Die Erlebnisführung für Jung und Alt ist Norderstedts Beitrag zu den bundesweiten 
Aktionstagen Nachhaltigkeit, zu denen der Rat für Nachhaltige Entwicklung in diesem Jahr für 
den Zeitraum vom 23. bis 29.06.2014 aufgerufen hat.  
 
Das Angebot an insgesamt zehn Wanderwegen ist nachhaltig, weil: 
 

 ein umweltverträgliches Freizeit- und Sportangebot entsteht, über das die Natur auf 
ruhigen Wegen erlebbar und die Notwendigkeit des Schutzes dieser raren 
Lebensräume erfahrbar wird, 

 ein sozial gerechtes Angebot initiiert wird, das für alle Altersgruppen kostenlos 
zugänglich ist und über die körperliche Bewegung in freier Natur gesundheitsfördernd 
wirkt, 

 ein wirtschaftsförderndes Gemeinschaftsprojekt zum Tragen kommt, das regionale 
Anbieter und Unternehmen einbindet und durch die Verwendung von robusten und 
möglichst einheimischen Produkten auf seine Langlebigkeit achtet. 
 

Start der Erlebnisführung ist um 16:00 Uhr auf dem Waldparkplatz im Tangstedter Forst am 
Wilstedter Weg / Glashütter Weg, Ecke Forstweg. Eine telefonische Anmeldung unter der 
Rufnummer 040/535 95-512 ist erwünscht, damit eine passende Gruppengröße gewährleistet 
wird. 
 
 
 
Herr Sandhof gibt folgende Mitteilungsvorlagen zu Protokoll. 
 
 
 
 
TOP 8.4: M 14/0263 
Bericht des Betriebsbeauftragten für Abfall gemäß § 60 Kreislaufwirtschaftsgesetz für 
das Jahr 2013 
 
1. Bauhof Friedrich-Ebert-Straße 76 
 
Der Bauhof ist für die Zwischenlagerung nachfolgend aufgeführter Abfälle genehmigt: 
Die genehmigte Gesamtlagermenge beträgt 5.000 Tonnen/a. 
 

Abfallschlüssel Bezeichnung 

170107 Gemische aus Beton, Ziegeln, Fliesen und Keramik 
mit Ausnahme derjenigen, die unter 170106 fallen  

170904 gemischte Bau- und Abbruchabfälle mit Ausnahme 
derjenigen, die unter 170901, 170902 und 170903 
fallen  

200301 gemischte Siedlungsabfälle  (sortierfähig Abfälle 
aus dem Gewerbe) 

200307 Sperrmüll  

200303 Straßenkehricht 

190801 Sieb- und Rechenrückstände  
(Sielrückstände) 

200201 Biologisch abbaubare Abfälle (ausschließlich Park- 
und Gartenabfälle) 

170605 Asbesthaltige Baustoffe 

120117 Strahlmittel, mit Ausnahme derjenigen, die unter 
120116 fallen 

170204* Glas, Kunststoff und Holz, die gefährliche Stoffe 
enthalten oder durch gefährliche Stoffe verunreinigt 

javascript:top.execLink('avv','avv.anlgesp2','avv.anl.170901')
javascript:top.execLink('avv','avv.anlgesp2','avv.anl.170902')
javascript:top.execLink('avv','avv.anlgesp2','avv.anl.170903')
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sind 

170603* Anderes Dämmmaterial, das aus gefährlichen 
Stoffen besteht oder solche Stoffe enthält 

 
Insgesamt wurden 2013 (einschl. Straßenkehricht) 2.200 Tonnen Abfall über den Bauhof 
Friedrich-Ebert-Straße entsorgt, so dass die genehmigte Menge bei weitem nicht 
ausgeschöpft wurde. 
 
Die Meldung der Jahresmengen 2013 an das Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein erfolgte fristgerecht am 11.03.2014 (siehe 
Anlage). 
 
Umsetzung der elektronischen Nachweisverordnung 
 
Seit 01.02.2011 ist für die Entsorgung gefährlicher Abfälle das Führen der 
Abfallbegleitpapiere in elektronischer Form mit elektronischer Signatur zwingend erforderlich.  
Die technischen Voraussetzungen hierfür wurden sowohl auf dem Bauhof als auch beim 
Betriebsbeauftragten für Abfall geschaffen. 
4 Mitarbeiter auf dem Bauhof und der Betriebsbeauftragte für Abfall sind mit elektronischen 
Signaturkarten ausgestattet. 
Die Führung des Abfallregisters in elektronischer Form erfolgt durch den 
Betriebsbeauftragten für Abfall. 
 
2013 wurden für folgende Abfallarten elektronische Nachweise erstellt: 
 
160708 ölhaltige Abfälle 
170204 Glas, Kunststoff und Holz, die gefährliche Stoffe enthalten oder durch  

gefährliche Stoffe verunreinigt sind 
170303 Kohlenteer und teerhaltige Produkte 
170603 anderes Dämmmaterial, das aus gefährlichen Stoffen besteht oder solche 
  Stoffe enthält 
170605 asbesthaltige Baustoffe 
 
 
2. Hausabfall: 
 
A) Restabfall: 

 
Die Restabfallmenge betrug im Jahr 2013 11.384 Tonnen, 156,75 kg/ Einwohner (Vorjahr 
11.581 Tonnen, 159,75 kg/Einwohner) und ist damit gegenüber dem Vorjahr geringfügig (197 
Tonnen) gesunken.  
 
B) Bioabfall:  

 
Mit 5.680 Tonnen getrennt erfasster Bioabfälle im Jahr 2013 wurde die Vorjahresmenge von 
5.886 Tonnen um ca. 3 % leicht unterschritten. Die Marke von 80 kg/Jahr und Einwohner 
wurde mit 78,21 kg (Vorjahr 81,05 kg/Einwohner) knapp verfehlt.   
Die Qualität des angelieferten Abfalls wurde bis auf wenige Ausnahmen von der 
Kompostierungsanlage als gut bezeichnet. Im November 2013 wurden alle 
Eigenkompostierer angeschrieben. Seitdem hat sich die Anzahl der angemeldeten Biotonnen 
erhöht.  
 

  
3. Gewerbeabfall 
 
Die Gesamtmenge der der Stadt Norderstedt zur Entsorgung angedienten 
Gewerbeabfallmengen betrug im Jahr 2013 insgesamt 4.190 Tonnen (2012: 3.929 Tonnen). 
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4. Straßenkehricht und Sielrückstände 
 
Die Entsorgung von Straßenkehricht und Sielrückständen findet weiterhin im Rahmen einer 
ordnungsgemäßen Verwertung statt.  
2013 wurden insgesamt 1.173 Tonnen Straßenkehricht und 135 Tonnen Sielrückstände 
vertragsgemäß verwertet.  
Die eingesammelte Menge an Straßenkehricht war damit wesentlich höher als im Vorjahr 
(731 Tonnen).  
 
Die Entsorgung wurde für das Jahr 2013 neu ausgeschrieben und vergeben. 
 
 
5. Zertifizierung zum Entsorgungsfachbetrieb 
 
Am 13.08.2013 fand die Wiederholungsprüfung für die Zertifizierung zum 
Entsorgungsfachbetrieb statt.  
Mit dem erfolgreichen Abschluss dieser jährlich vorgeschriebenen Überprüfung der 
Zertifizierung ist das Betriebsamt berechtigt, weiterhin das Gütesiegel 
Entsorgungsfachbetrieb zu führen (siehe Anlage). Es wurden keine Beanstandungen 
festgestellt.   
 
6. Wertstofferfassung 
 
Die nachstehende Tabelle zeigt die Menge der erfassten Wertstoffmengen der letzten beiden 
Jahre.  
 

Abfallart 2012 2013 

 Tonnen/Jahr 
 

kg/Einwohner 
(72.621 EW) 

Tonnen/Jahr 
 

kg/Einwohner 
(72.621 EW) 

Sperrmüll 1269 17,47 1.321 18,20 

Strauchwerk/Gartenabf. 2.382 32,8 2.237 30,8 

Laub 570,4 7,85    608 8,37 

Altglas 1755 24,17 1.562 21,51 

LVP 2.400 33,06 2.349 32,35 

Altpapier 6.827 94,0 6.855 94,4 

Altkleider 501 6,90    470 6,47 

 
 
Die erfasste Menge PPK überschritt mit 6.855 Tonnen den Vorjahreswert unwesentlich. (Die 
Anzahl der angemeldeten PPK-Behälter ist von 11.745 auf 12.002 gestiegen). 
 
Für die Fraktion LVP war die eingesammelte Menge 2013 mit 2.349 Tonnen um ca. 2% 
niedriger (Vorjahr: 2.400 Tonnen). 
Hier sind für 2014 mit der Erfassung stoffgleicher Nichtverpackungen in der Wertstofftonne 
Mengensteigerungen zu erwarten. 
 
Die Abholmengen von Sperrmüll sind leicht angestiegen (Zunahme um 52 Tonnen, obwohl 
im gleichen Zeitraum die Nutzung der Sperrmüllgutscheine auf dem Recyclinghof mit 16.563 
Gutscheinen den Vorjahreswert (Vorjahr 15.449) um mehr als 1.000 übertraf.  
 
Die Grünabfallmengen (Summe aus Strauchwerk und Gartenabfällen) haben sich mit 2.237 
Tonnen gegenüber dem Vorjahr (2.382 Tonnen) um 6 % verringert. 
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Die erfassten Altglasmengen sind im Vergleich zum Vorjahr erneut um ca. 10% gefallen und 
erreichten den Wert aus dem Jahr 2008. Inwieweit sich hier ein Trend zu 
„Mehrwegbehältnissen“ ableiten lässt, lässt sich auf Grund der über die Jahre relativ stark 
schwankenden Altglasmengen noch nicht abschließend feststellen.   
 
Die über städtische Altkleidercontainer erfassten Altkleidermengen sanken um ca. 6%. 
 
Die auf dem Recyclinghof angelieferten Laubmengen stiegen um ca. 30 Tonnen. 
 
 
Sortieranalyse für Restabfall 
 
Die Ergebnisse der im November 2012 durchgeführten Müllanalyse wurden dem 
Umweltausschuss am 17. April 2013 präsentiert. 
 
 
 
TOP 8.5: M 14/0287 
Überarbeitung von Parkwegen in Grünanlagen im Zuge des Ausbaues und 
Ertüchtigung des Radverkehrsnetzes 
 
Hier: Wegearbeiten im Grünzug Finkenried 
 
Entsprechend der Beschlussfassungen und Präsentationen in den Fachausschüssen ist das 
Betriebsamt zurzeit damit befasst, Wegebauarbeiten in verschiedeneren Parkanlagen 
vorzunehmen. 
 
In der Fahrradkarte Norderstedt aus dem August 2013 sind alle Rad-Routen unterteilt in 
Haupt- und Nebenrouten in der Stadt Norderstedt und deren Umgebung dargestellt. 
 
Ein Teil des Hauptroutennetzes führt unter Anderem ausgehend vom Knoten Ochsenzoll 
durch die Tarpenbekniederung und führt dann durch den Grünzug Finkenried, mit einer 
Anbindung des Krayenkamp. (Anlage 1 und 2) 
 
Nachdem das Betriebsamt in den vergangenen Wochen die Wege im Grünzug 
Scharpenmoor aufgearbeitet hat, werden jetzt im Grünzug zwischen Alter Kirchenweg und 
Finkenried die Wege in der alten Breite wiederhergestellt und in ihrer Höhenlage so 
verändert, dass eine ordnungsgemäße Entwässerung der Wege stattfinden kann (durch 
Einbau von Tragschichtmaterialien) (Plan s. Anlage 3). 
 
Zum Abschluss wird eine wassergebundene Wegedecke aus Glensanda aufgebracht. 
 
Das Betriebsamt bedient sich dabei modernster Fertigungstechnologien durch den Einsatz 
eines entsprechenden Straßenbaufertigers. 
 
Im Bereich der Sackgasse Krayenkamp befindet sich eine Hauptzuwegung zum 
Radwegenetz, diese Zuwegung ist jedoch zurzeit nicht entsprechend den Anforderungen der 
AG-Radverkehr ausgebaut (siehe Fotos). Das Betriebsamt wird hier eine Verlegung des 
Wegeverlaufes vornehmen, und damit eine deutlich sicherere Eingangssituation als bisher 
schaffen. 
 
Die davor befindliche Asphaltfläche und der Gehweg im Bereich der Wendekehre 
Krayenkamp wird, da sie zurzeit in einem verkehrsunsicheren Zustand ist, ebenfalls mit 
einfachen Mitteln aufgearbeitet, die beiliegenden Fotos (Anlage 4 bis 6) zeigen die 
erheblichen Unebenheiten in diesem Bereich, die es jetzt zu beseitigen gilt. 
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In den kommenden Monaten werden weitere Wegereparaturarbeiten durchgeführt, unter 
Anderem auch durch Fremdfirmen. So zum Beispiel in den Straßen Rantzauer Forstweg, 
Syltkuhlen, Jägerstraße und Deckerberg. 
 
Mit den jetzt im Haushalt bereitgestellten Mitteln von jährlich 900.000 € für jeweils 2014 und 
2015 wird so sukzessive das bestehende Radnetz erheblich verbessert und attraktiver. Die 
Federführung für alle Maßnahmen liegt bei der AG-Radverkehr, die koordinierend die 
gesamtstädtische Planung vornimmt und die entsprechenden Maßnahmen vorbereitet. 
 
Ansprechpartner für alle Maßnahmen ist der Leiter der AG-Radverkehr im Amt für 
Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr, Herr Gessert im Fachbereich 604, Verkehrsflächen 
und Entwässerung. Im Fall der oben beschriebenen Maßnahmen ist Ansprechpartner das 
Betriebsamt, Fachbereich 702, Herr Schokolinski. 
 
 
 
TOP 8.6: M 14/0293 
Fahrzeugbestand des Betriebsamtes; Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen am 
21.05.2014 
 
Anfrage von Bündnis 90 / Die Grünen im Umweltausschuss am 21.05.2014 zu den 
Fahrzeugen des Betriebsamtes 
 
 
In der Sitzung des Umweltausschusses am 21.05.2014 stellten Herr Goetzke und Herr 
Muckelberg für Bündnis 90 / Die Grünen folgende Frage: 
 
„Im Zuge der Tagesordnungspunkte 11 bis 13 im nicht-öffentlichen Teil der Sitzung vom 
21.05.2014 stellen sich uns folgende Fragen: 
 

1) Wie viele Fahrzeuge stehen dem Betriebsamt zur Verfügung? 
 

2) Wie viel Personal wird alleine für die Fahrzeugführung benötigt? 
 

3) An 2) anschließend, wie hoch sind die durchschnittlichen Betriebszeiten der 
Fahrzeuge? 
 

4) Müssen die anzuschaffenden Fahrzeuge immer Neufahrzeuge sein? 
 

5) Gibt es, ähnlich wie bei der Feuerwehr, einen Plan, der beschreibt zu welchem 
Zeitpunkt, welche Fahrzeuge und Aufbauten angeschafft werden sollen? 

 
 
 
Hierzu nimmt das Betriebsamt wie folgt Stellung: 
 
Zu Frage 1)   
Wie viele Fahrzeuge stehen dem Betriebsamt zur Verfügung? 
 
Das Betriebsamt verfügt derzeit über 154 Geräte, Maschinen UND Fahrzeuge, siehe Anlage 
1: „Fahrzeugbestand Investitionsbedarf“. 
 
Diese Summe enthält alle Fahrzeuge vom Elektro-Fahrrad, Aufsitz-Rasenmäher oder 
Anhänger bis hin zum Müllsammelfahrzeug oder zum Spül- und Saugfahrzeug. 
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Zu Frage 2)   
Wie viel Personal wird alleine für die Fahrzeugführung benötigt? 
 
Laut Stellenplan sind derzeit 48 Stellen ausdrücklich als Fahrer/in ausgewiesen: 

- Bestattungswesen: 2 Fahrer/innen von Traktoren, 1 Baggerführer/in 
- Grünanlagen:  3 Fahrer/innen von Gartenbaumaschinen, 4 Kraftfahrer/innen, 1 

Baggerführer/in 
- Spielplätze:  2 Fahrer/innen von Gartenbaumaschinen 
- Straßenbau:  7 Kraftfahrer/innen 
- Straßenreinigung:  4 Kraftfahrer/innen, 1 Fahrer/in von Traktoren, 2 Fahrer/innen von 

Reinigungsfahrzeugen 
- Abwasserbeseitigung:  6 Kanalarbeiter/innen mit Tätigkeit als Kraftfahrer/in 
- Oberflächenentwässerung:  1 Kraftfahrer/in, 2 Kanalarbeiter/innen mit Tätigkeit als 

Kraftfahrer/in 
- Müllabfuhr:  12 Kraftfahrer/innen 

 
Bei weiteren Stellen ist das Führen von Fahrzeugen erforderlich, um die Arbeit zu erledigen 
oder um zum Einsatzort zu gelangen, z.B. Wegewart oder Spielplatzkontrolleur/in. 
 
 
 
Zu Frage 3)   
An 2) anschließend, wie hoch sind die durchschnittlichen Betriebszeiten der 
Fahrzeuge? 
 
Bislang besteht keine einheitliche Datenbank oder EDV-Lösung zur Erfassung der 
Betriebszeiten. Somit können nur allgemeine Aussagen getroffen werden. 
 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass manche Fahrzeuge nur im Bedarfsfall und nur 
stundenweise zum Einsatz kommen.  
 
Aber auch bei Fahrzeugen mit regelmäßiger, ganztägiger Nutzung haben höchst 
unterschiedliche Betriebszeiten: 
 
Einerseits gibt es Fahrzeuge, die in ihrer Funktion ganztägig in Betrieb sind wie z.B. 
Müllfahrzeuge, Kanalspüler oder Straßenreinigungsfahrzeuge. Üblicherweise sind diese 
ganztägig von Betriebsbeginn bis Betriebsende im Einsatz, theoretisch also etwa acht 
Stunden pro Tag. Diese Fahrzeuge kommen dadurch auf sehr hohe Betriebszeiten, 
theoretisch bis zu 2.000 Stunden pro Jahr, wegen der Stand- und Schüttzeiten aber nur auf 
vergleichsweise niedrige KM-Stände. 
 
Andererseits gibt es auch Fahrzeuge, die vorrangig dem Transport der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter (sowie ihres Werkzeugs / ihrer Geräte und des genutzten Baumaterials) vom 
Bauhof zum Einsatzort und zurück dienen. Diese Fahrzeuge sind zwar auch den gesamten 
Tag über im Einsatz und stehen somit für keine andere Nutzung zur Verfügung. Allerdings 
weisen diese Fahrzeuge nur sehr geringe „Betriebszeiten“ auf, im Extremfall bspw. nur 
morgens 20 Minuten Fahrt zur Baustelle und abends 20 Minuten Fahrt zurück zum Bauhof, 
also 40 min Betriebszeit pro Tag bei ganztägiger Auslastung. 
 
Außerdem ist zu berücksichtigen, dass wiederholter und kurzfristiger Start und Stopp, 
Weiterlaufen des Motors im Stand, zahlreiche Kurzstrecken, Standheizung im Wintereinsatz 
usw. zu einem erheblich stärkeren Verschleiß führen als die bloßen KM- oder 
Betriebsstunden-Angaben vermuten lassen. 
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Zu Frage 4)   
Müssen die anzuschaffenden Fahrzeuge immer Neufahrzeuge sein? 
 
Nein.  
 
Das Betriebsamt hat in der Vergangenheit bei passender Gelegenheit Gebraucht- oder 
Vorführfahrzeuge gekauft beziehungsweise alte, bereits vorhandene Fahrzeuge umrüsten 
lassen. 
 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass viele Bauhof-Fahrzeuge im Dauereinsatz erheblichem 
Verschleiß unterliegen können. Bei Gebrauchtfahrzeugen kann es daher vorkommen, dass 
gleich vom Kauf an erhebliche Folgeinvestitionen zur Wartung, Pflege und Reparatur 
anfallen, die bei Neufahrzeugen üblicherweise erst nach einigen Jahren auftreten. 
 
Es ist daher in den meisten Fällen nicht möglich, ein adäquates, zugleich preisgünstiges und 
noch nicht reparaturanfälliges Gebrauchtfahrzeug zu finden, das dann auch noch den 
gestellten Anforderungen entspricht. Insofern ist es oftmals wirtschaftlicher, ein neues 
Fahrzeug zu erwerben.  
 
Siehe Anlage 2:  „Fahrzeug-Ersatzbeschaffung – Notwendigkeiten und Chancen“ 
 
 
 
Zu Frage 5)   
Gibt es, ähnlich wie bei der Feuerwehr, einen Plan, der beschreibt zu welchem 
Zeitpunkt, welche Fahrzeuge und Aufbauten angeschafft werden sollen? 
 
Ja, siehe Anlage 1. 
 
Das Betriebsamt stellt schon seit vielen Jahren regelmäßig Pläne auf, die unter 
Berücksichtigung der zu erwartenden Nutzungsdauer laut Ziffer 5 u. 6 der 
Verwaltungsvorschriften über die Abschreibungen von abnutzbaren 
Vermögensgegenständen des Anlagevermögens der Gemeinden (VV.Abschreibungen), den 
Investitionsbedarf für die nächsten Jahre festlegen. Die Pläne dienen unter anderem auch als 
Grundlage für die Haushalts- und Investitionsplanungen im Rahmen der 
Haushaltsberatungen. 
 
Grundsätzliche werden diese Pläne jährlich überarbeitet, bei Bedarf aber auch mehrfach im 
Jahr aktualisiert.  
 
Allerdings sind auch bei gewissenhaftester Planung immer wieder mal kurzfristige 
Änderungen erforderlich. Diese können beispielsweise entstehen, wenn ein Fahrzeug 
unvorhergesehen einen nicht mehr reparablen Schaden aufweist oder wenn geänderte 
Aufgaben vom Betriebsamt übernommen werden, die bei Aufstellung der Investplanung noch 
nicht vorherzusehen waren. 
 
 
 
Im Anschluss weist Frau Ebert darauf hin, dass im letzten Protokoll versehentlich aus dem 
Wort „Anfragen“ das Wort „Antrag“ gemacht wurden und bittet in Zukunft um mehr Sorgfalt 
bei der Formulierung der Beantwortung. 
 
 
Die Öffentlichkeit wird für den weiteren Verlauf der Sitzung ausgeschlossen. 
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